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Klare Sicht und gerader Kurs (Fortsetzung)

wichtigen geschichtlichen Stunde einer
Veralterung preisgibt.

Im Hinblick auf die Investition«- und
Beschaffungspolitik mußte die Ueber-
prüfung der Mechanisierung und der
technischen Ausrüstung der Betriebsan¬
lagen im Saarbergbau, d. h. die Unter¬
suchung der Frage, ob der Stand der Mo¬
dernisierung mit dem der Nachbargebiete
Schritt gehalten hat, unverzüglich durch
eine Sachverständigenkommission, die
sich aus Vertretern des Ruhrkohlen -
bergbaus zusammensetzt, geprüft wer¬
den. Dem I. V. Bergbau ist bekannt, daß
neben der außerordentlich bedenklichen
Benachteiligung im Rahmen der Vertei¬
lung von Marshallplanmitteln, durch die
Regie des Mines eine ruinöse Einkaufs¬
und Beschaffungspolitik betrieben wor¬
den ist. Daraus konnte sich ergeben, daß

im Laufe der kommenden Jahre durch
die ständige Zurücksetzung des Saar-
bergbaus die Konkurrenzfähigkeit der
saarländischen Kohle auf den übrigen
Märkten gemindert und die Beschäfti¬
gungslage schwer gefährdet wird. Damit
ergibt sich gleichzeitig als warnendes
Zeichen, daß eine größere Zahl von Berg¬
leuten arbeitslos werden könnte.

Das werktätige Volk an der Saar for¬
dert deswegen eine Aenderung des heu¬
tigen Zustandes bei den Saargruben und
verspricht sich davon, daß, wenn es
selbst wenigstens überwiegend seine eige¬
nen Gruben betreibt, eifersüchtig darü¬
ber wacht, daß seine Betriebe alle er¬
forderlichen Modernisierungsmaßnahmen
treffen, damit es nicht bei der gering¬
sten Konjunkturschwankung jede Kon¬
kurrenzfähigkeit verliert und in deren
Gefolge Arbeitslose zu verzeichnen hat.

Die Entwicklung in der Metallindustrie

nütz, _ ein Parasit der Gesellschaft und
eine Belastung seiner Kameraden.
In dem jetzigen Kongreß und in ande¬

ren der jüngsten Vergangenheit sind die
Arbeiter Amerikas eher zu Opfern als

zu Nutznießern der Gesetzgebung ge¬

macht worden. Ihre Rechte sind verletzt
worden: ihre Forderungen sind mißachtet
worden: ihren Interessen wurde zuwi-
dergehandelt**
Die Gedankengänge William Green’s

sind bei der amerikanischen Arbeiter¬
schaft auf fruchtbaren Boden gefallen,
und haben den diesjährigen Kongreß der
AFL konkret zu politischen Dingen Stel¬
lung nehmen lassen. Da ist der Be¬

schluß der Delegierten, bei den kom¬
menden Präsidentschaftswahlen den de-
mokreti '"hen Kandidaten Stevenson zu

wählen. Diese Entscheidung wurde maß¬
geblich beeinflußt von der Stellung, die
die Präsidentschaftskandidaten in ihren
Reden vor den Delegierten zu dem ge-
werkschaftsfeindl. Taft-Hartley-Gesetz
bezogen hatten. Während Stevenson für
die Aufhebung des Gesetzes eintrat, ver¬
sprach sein Konkurrent Eisenhower ledig¬
lich die Revision einzelner Bestimmungen.
Damit waren für die Gewerkschaftsver¬
treter die Würfel gefallen: Sie sprachen
sich für Stevenson aus, der ihre Forde¬
rung auf Beseitigung des Taft-Hartley
Gesetzes zu einem seiner Programm¬
punkte erhob. Es liegt uns fern, mit die¬
sen Ausführungen eine Polemik für oder
gegen Eisenhower beziehungsweise für
oder gegen Stevenson auslösen zu wol¬
len. Die Wahl des Präsidenten der USA
ist eine rein amerikanische Angelegenheit,
bei der wir nur Zuschauer sind. Wir re¬
gistrieren den Beschluß des AFL-Kon¬
gresses als ein Zeichen politischer Akti¬
vität heraus nahm der AFL-Kongreß auch
Stellung zu dem weltweiten Ost-West-
Konflikt und dabei speziell zur Deutsch¬
landhage. In einer Entschließung spra¬
chen sich die Delegierten für die volle
Gleichberechtigung Deutschlands aus, ohne
die der Westen nicht erstarken könne.
Der AFL hält den Generalvertrag sowie
den Vertrag über die europäische Ver¬
teidigung nicht füt- geeignet, der Bun¬
desrepublik eine echte Gleichberechtigung
zu geben.

Die Delegierten lehnten ferner eine
Trennung des Saargebietes von Deutsch¬
land ab, selbst unter dem Zeichen ei¬
ner „Europäisierung.*' Nach Ansicht
der Delegierten ist die Loslösung des
Saargebiete3 von Deutschland geeig¬
net, die Wiedergewinnung der deut¬
schen Ostgebiete zu vereiteln und da¬
mit die Position Rußlands gegenüber
dem Westen zu stärken.
Die Ausführungen des Präsidenten Wil-

lim Green sowie die Einstellung des AFL-
Kongresses zur Politik sind beispielge¬
bend. Bei den engen Wechselbeziehungen
zwischen P \*tik und Wirtschaft ist es
für >>ine aktive Gewerkschaftsbewegung
unmöglich, in der Politik abseits zu ste¬
hen und einer blassen politischen Neutra¬
lität das Wort zu reden. Das hat nichts
mit Parteipolitik zu tun. Wir sind auch
der Auffassung, daß Parteipolitik inner¬
halb einer Gewerkschaft keinen Platz hat,
da sie die gewerkschaftliche Schlagkraß
durch fortdauernde innere Richtungs¬
kämpfe lähmt. Zur allgemeinen Politik
dagegen müssen wir aktiv Stellung be¬
ziehen, wenn nicht über unsere Köpfe
hinweg entschieden werden soll. Wie dann
Ent heidungen ausfallen, hat uns die
jüngste Vergangenheit gelehrt. Treffend
schreibt hierzu William Green:
„Unsere Erfahrungen mit Tarifver¬

tragsverhandlungen haben uns gezeigt,
daß Argumente und Ueberredung nur in-
so' -'rt wirksam sind, als sie durch be¬
wiesene Stärke unterstützt werden. Die
Leiter der Industrie und der Politik
werden so lange wenig Respekt vor
dpn Argumenten, den Interessen und
Zielen der Arbeiter und arbeitenden Frau¬
en hah-n, wie die Arbeiterschaß politisch
sch ' und unsinnig ist.“

D-m bleibt hinzuzufügen, daß solche
Gedanken in Zusammenhang mit den
k mmenden Landtagswahlen auch bei
der Einheitsgewerkschaß an hervorra¬
gender Stelle stehen werden; denn un¬
sere Landesregierung sowie verschie¬
dene andere Politiker zeigten bei der
Behandlung der Tarifvertragsfreiheit
für dpn Bergbau, den öffentl. Dienst-
und die Eisenbahn bisher „wenig Re¬
spekt“ vor den Wünschen der Arbeit¬
nehmerschaft.

Eine ähnliche Entwicklung sehen wir
in der eisenschaffenden Industrie an der
Saar. Es ist nicht bekannt, daß die ei¬
senschaffende Industrie die notwendige
Modernisierung in ihren Betrieben vor-
uimmt. Auf der anderen Seite, so ist ei¬
nem Artikel in den „Wirtschaftsberich¬
ten“ zu entnehmen, hat Frankreich für
sich bis Ende 1953 rund 250 Milliarden
Franken investiert, wodurch, neben der
Erhöhung der Kapazität, auch eine Mo¬
dernisierung der Anlagen vorgenommen
wird. Auch in Deutschland sind weitge¬
hende Modernisierungsmaßnahmen durch
erhöhte Investitionssummen vorgesehen.
Es heißt wörtlich in den „Wirtschafts¬
berichten“: Wenn die Saar bei diesen
großzügigen Modernisierungs -Plänen
Schritt halten will, so müßte ihr für die
nächsten zwei Jahre eine Summe von
mindestens 60—70 Mrd. Franken allein
für die eisenschaffende Industrie zur Ver¬
fügung stehen.“
Wenn wir aber zu solcher Modernisie¬

rung die Aeußerungen des Generaldirek¬
tors der Völklinger Hütte, Herrn Thedreil,
als Maßstab anlegen, und zwar, daß er
alle Investitionen zur Modernisierung des
Werkes aus eigenen Mitteln decken will,
so glauben wir nicht, daß die erforder¬
liche Modernisierung im angedeuteten
Sinne aus diesen Mitteln vorgenommen
werden kann. Es liegt aber auch die
Vermutung nahe, daß die Modernisierung
absichtlich in einem begrenzten Rahmen
gehalten wird, um dadurch eine Unlieb¬
same Konkurrenz schon im voraus auszu-

Zur Lobneatwicklung kann wohl allgemein für
alle Berufsechichten gesagt werden, daß die
Lohnentwioklung hinter der Preisentwicklung
zurückgeblieben ist und die Löhne auch nicht der
Leistung entsprechend gestiegen sind. Monate¬
lang haben wir die vor fast einem Jahr bean¬
tragte loprozentige Lohnerhöhung mm auf dem
Experimentier leid der Regierung Pinay geopfert.

Wir haben zahlenmäßig nachgewiesen, an Hand
der erhöhten Lebenshaltungskosten, daß diese 15
Prozent an Kaufkraft fehlen. Bezeichnend ist,
daß seit Dezember 1950 bis Dezember 1951 die
Lebenshaltungskosten in der Bundesrepublik um
13,2 o/0 gestiegen sind, in Oesterreich um 33 o/0 ,
in Frankreich um 22 o/0 und an der Saar um 30
Prozent. Also an der Saar um 8 o/0 mehr als in
Frankreich. Das bedeutet aber auch mit ande¬
ren Worten, daß auf Grund des Gesetzes über
die gleitende Lohnskala in Frankreich der Min¬
destloho hätte neu festgesetzt werden müssen,
wenn dort die Entwicklung die gleiche gewe¬
sen wäre wie im Saarland. Dazu wären noch
die an der Saar höher liegenden Altbaumieteo
zu erwähnen, die bei der Festsetzung des Miu-
destlohnee ins Gev : -rn

Wir befinden uns im wirtechaftspolitLschen
und sozialpolitischen Sektor in einer Verstrik-

schalten; denn wenn wir bedenken, daß
Frankreich seine Hüttenindustrie auf eine
ungeheure Kapazität ausrichtet, so ist es

uns klar, daß die Saar, als Reserveka¬
pazität Frankreichs, bei abflauender Kon¬
junktur ihrem eigenen Schicksal überlas¬
sen bleibt. Aus den erwähnten Gründen
ist das werktätige Volk an der Saar an
der Aenderung des jetzigen Zustandes
interessiert, weil es sich von der Ueber-
traguug der Verantwortung an saarlän¬
dische Personen eine größere Initiative
bezüglich der Modernisierung verspricht
und damit die Erhaltung der Arbeits¬
plätze seiner Hüttenarbeiter gesichert
weiß.
Die gleich© Inveetdtionspolitiik wie bei den

Gruben und Hütten, vorwiegend aus eigenen
Mitteln, finden wir auch beim Handwerk. Frü¬
her konnten die notwendigen Modernisierungen
und Erweiterungsbauten durch langfristige Kre¬
dite vorgenommen werden, die heute überwie¬
gend infolge kurzfristiger Kredite aus der lau¬
fenden Produktion rasch aufgebracht werden
müssen. Daß dadurch die sozialen Lasten für klei¬
nere und mittlere Betriebe zu hoch erscheinen,
ist klar. Gerade in diesen Betrieben sind viele
Arbeiter, die heute noch ein Monatseinkommen
u n t e r 20 000 Franken haben. Aber nicht aus¬
schließlich aus diesen Betrieben kommen diese
Arbeiter, denn die Zahl derer,' die an der Saar
ein Einkommen unter 20 000 Frs. haben, be¬
läuft sich auf 63 400 — 32 o/o aller Beschäf¬
tigten außerhalb des Bergbaus. Weitere 54 200
sc 28 o/o zwischen 20- bis 30 000 Franken,
47 600 = 24 o/o zwischen 30- bis 40 000 Fran¬
ken. 28 700 = 15 o/o über 40 000 Franken-

Wenn sich manche Politiker demgegenüber
rühmlich über die sozialen und wirtschaftlichen
Verhältnisse der Schaffenden an der Saar am¬
sprechen, so ist das doch kaum angebracht.

kung, weil die Basis unserer Löhne ln Frank¬
reich festgesetzt wird. Die Lohnpyramide dar¬
auf aufzubauen, dazu haben wir das Werkzeug
des Tarifvertragsgesetzes. Wollen wir dieses
Werkzeug in Anwendung bringen, so stellen wir
sofort fest, daß Artikel 3 der allgemeinenWirt¬
schaftskonvention uns entgegensteht, der die
Auszahlung höherer Löhne an der Saar trotz
höherer Leistung und höheren Lebenshaltungs¬
kosten nicht zuläßt. Gedingt es uns, trotz die¬
ses Widerstandes einen kleinen Vorteil beraus-
zuschinden — einen Vorteil, der nie so groß
sein kann, um der vergleichbar größeren Lei¬
stung des saarländischen Arbeitnehmers zu ent¬
sprechen — so droht ans der Einspruch de»
eigenen Arbeitsministers einmal, und, was lei¬
der auch vermerkt werden muß, die gar nicht
einmal schleichende Inflation, die fast ununter¬
brochen seit vielen Jahren in Frankreich
herrscht, macht uns das Erkämpfte wieder
streitig.
Das Musterbeispiel in der Lohnentwicklung

war natürlich der gefällte Schiedsspruch des
staatlichen Schüchtere, der eine 5prozentig©
Lohnerhöhung auf Grund der günstigeren Er¬
tragslage der Regie des Mines für alle Beschäf¬
tigten im Saarberghau vorsieht. In dieser Sa¬
che ist weder unser Offener Brief an Wirt¬

schaftsminister Ruland, noch die Eingabe an
den Ministerpräsidenten in seiner Eigenschaft
als Arbeitsminister bis heute beantwortet wor¬
den. Derselbe Ministerpräsident erklärte vor
wenigen Tagen vor den ausländischen Journa¬
listen, daß er verpflichtet ist, die saarländi-,
sehe Verfassung und die saarländischen Gesetze
zu achten. Damit hat der saarländische Land¬
tag das Tarifvertragsgesetz erlassen, derSchlich-
tungsausschuß hat festgestellt, daß das Tarif¬
vertragsrecht auf den Saarbergbau Anwendung
findet. Der staatliche Schlichter — als staat¬
liches Organ hat unter Berufung auf dieses Ge¬
setz den Schiedsspruch gefällt auf 5prozentig©
Lohnerhöhung, der bis heute noch nicht von
der Regie des Mines realisiert wurde. Ich frag»
von dieser Stelle aus den Herrn MinisterpräsA-
denten: Wo bleibt di© Achtung vor saarländi¬
schen Gesetzen bei der Regie des Mine» und wo
bleibt die Initiative der saarländischen Regie¬
rung, die für die Durchführung dieser Gesetz»
verantwortlich ist? ,

Das werktätige Volk an der Saar fordert Aen-
derung dieses Zustandes, well es ln steigendem
Maße befürchtet, daß es mit dieser Regierung
einem sozialen Verfall entgegengeht, and von
der Aenderung dieses Zustandes erwartet et, dal
stärkere Männer ln seine Führung treten, di»
dafür Sorge tragen, daß sei«« sozialen «4
wirtschaftlichen Verhältnisse gemäß des von
Rim an den Tag gelegten Fleißes geordnet und
geregelt werden. Unter solchen Verhältnissen
ist auch mit einem zufriedenstellenden Auftrag»«
ergebnis für Handwerk und Gewerbe zu rechnen.

Das ungerechte Steuersystem
Nun zu d£m ungerechten Steuersystem, da»

sich vorwiegend auf die Produktioiwsteuer be¬
zieht, Diese ungewöhnlich hohe Steuer, (He den
mit 10 000 Frs. Einkommen in gleichem Aus¬
maß belastet wie den mit 100 000 Fr». Ein¬
kommen, muß von uns als unsozial betrachtet
werden. Ein praktisches Beispiel dazu: Em
Tisch oder ein Sohramk oder auch eine ander»
Ware, die mit 15—16 o/o Produkt!oussteuer be¬
lastet sind, mnß, wie oben erwähnt, ln glei¬
chem Ausmaß von den Minderbemittelten be¬
zahlt werden, wie das hei höheren Einkommen
der Fall ist. Dazu versucht man uns von seiten
der Regierung immer mit dem Hinweis zu ver¬
trösten, wir bekämen mehr Produktionssteuern
von Frankreich zurück als wir vereinnahmen.
Es kommt aber nicht darauf an, wer sie be¬
zahlt, und da wir zur Zeit fast ausschließlich
unseren Bedarf an Waren in Frankreich decken,
zahlen wir diese französische Steuer in einem
ungeheuren Ausmaß. Das werktätige Volk an
der Saar fordert Aenderung dieses Zustandes,
weil er sozial ungerecht Ist und erwartet von
einem neuen Zustand eine progressive Staffelung
der Steuer, so daß die höheren Einkommen auch
gemäß diesem Einkommen belastet werden.
Eine ganz peinliche Angelegenheit betrifft

den saarländischen Handel. Die SVZ bringt,
weil man an einem offenen Wort Ln dieser An¬
gelegenheit anscheinend nicht mehr vorbei¬
kommt, über die Verteilung der Lizenzen füfir
die Einfuhr von Waren aus Deutschland einig»
Betrachtungen Es ist nicht unbekannt, daß der
saarländische Maschinenpark zum großen Tei
auf Ersatzteile aus der Bundesrepublik angewie¬
sen ist. Es ist auch nicht unbekannt, daß ein
großer Teil saarländischer Konsumenten sich an
Waren ans Deutschland gewöhnt hat, die ihrer
Geschmacksrichtung entsprechen. „Di* Be¬
schwerden , die die Kaufmannschaft bezüglich
der Lizenzverteilnng seit Jahr und Tag vor-
bringt, sind so alt wie der wirtschaftlich« Ai>- »

Schluß“, so wird am Anfang des Artikels ln
der SVZ berichtet. Es sind mir aber auch per¬
sönlich von verschiedenen Kaufleuten di»
Schwierigkeiten, die sich bei der Lizenzvertei¬
lung ergeben, bekannt. Während der saarländi¬
sche Handel nur in einem ganz bescheidenen
Ausmaß mit diesen Lizenzen bedacht wird, hat
unterdessen in Paris ein wahres Kesseltreibe»
für diese Lizenzen, die man von französischen
Kaufleuten erhalten kann, eingesetzt. Während
die saarländischen Finnen in den einschlägig««
deutschen Waren auf dem Trockenen sitze«,
kann man aus Frankreich alles, was das Hei«
an deutschen Importgütern verlangt, haben.
Diese Zurücksetzung des saarländischen Handel»
ist meines Erachtens noch vielfach auf die man¬
gelnde Initiative saarländischer Regierungsstel¬
len bei der Beanspruchung von Lizenzen für de«
saarländischen Handel zurückzuführen. Dl»
saarländisch© werktätige Bevölkerung hat kein
Verständnis für die Begünstigung des französi¬
schen Handels bezüglich dieser Lizenzverteilung,
woraus ein ungerechtfertiger höherer Preis für
diese Waren erwächst. Sie verspricht sieh vo»
der „Aenderung des derzeitigen Zustandes“,
daß auch die Grenzen nach Deutschland geöff¬
net werden und daß der Bedarf an deutsche«
Waren für die saarländisch? Bevölkerung zum
normalen Preis gedeckt werden kann.
Dann beschäftigte sich Paul Kutsch mit dem

Warndtproblem, das wegen »einer Wich¬
tigkeit bei keiner Gelegenheit außer acht ge¬

lassen werden darf und stellte hierzu erneut raff
Nachdruck die bekannten Forderungen der Ein¬
heitsgewerkschaft heran». Auch hier ist die
Aenderung des Zustandes an der Saar der not¬
wendige Schlüssel zur Beseitigung der großen
Gefahr.
Diese klaren Forderungen auf Aenderung de«

Zustandes an der Saar sind, so stellte P sa\
Kutsch weiter fest, wi« ein Griff in da» We»
pennest.
Der Redner schilderte die ungeheuren Ver¬

leumdungen und persönlichen Diffamierungen,
die über ihn ausgegossen wurden. Mit allen
Mitteln wollte man sein« Wahl zum 1. Vorsit¬
zenden des I.V. Bergbau vereiteln, um damit
den Beweis in aller Öffentlichkeit zu erbringen,
daß da» Saarvoik mit der Aenderuns: dieses Zu¬
stande» nicht einverstanden »ei. Trotz diese*
Verleumdungen haben sich aber 80 n'o für sein»
Wahl entschieden, und der Prestigeverlost, den
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